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PLANZEICHENERKLÄRUNG

Art der baulichen Nutzung

Zweckbestimmung: siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 1.1

Zweckbestimmung: siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 1.2

offene Bauweise

Zweckbestimmung: siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 1.3

Maß der baulichen Nutzung

maximal zulässige Grundfläche

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

nur Einzelhäuser zulässig

Sondergebiet "Reiter- und Freizeithof Alfsee"

abweichende Bauweise (Gebäude über 50 m Länge sind  zulässig,
Abstände nach § 7ff NBauO)

I Anzahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

Baugrenze

Horster Esch

Wasserflächen

Gewässerrand-, Räum- und Unterhaltungsstreifen (5,0 / 10,0 m)

Wasserflächen und Flächen für die
Wasserwirtschaft, den Hochwasserschutz
und die Regelungen des Wasserabflusses

Verkehrsflächen

Straßenverkehrsflächen

Straßenbegrenzungslinie

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Zweckbestimmung: private Verkehrsflächen
in wasserdurchlässiger Bauweise

Zweckbestimmung: private Verkehrsflächen
"Reit- und Wirtschaftsweg"
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P

R

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft   - privat -

Extensivgrünland mit naturnahem Feldgehölz

Niedermoor / Sumpf mit Gebüsch

Erhalt vorhandener Feldhecken

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und
Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und
zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft

Sonstige Planzeichen

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung oder Abgrenzung des 
Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches angrenzender 
Bebauungspläne

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Anlieger 
und/oder der Ver- und Entsorgungsträger zu belastende Flächen

Uferstreifen entlang der Ueffelner Aue

(siehe Planungsrechtliche Festsetzung Nr. 6)

Umgrenzung von Flächen zum Erhalten von Bäumen
und Sträuchern   -  privat  -

A

B

C

D

unterirdische Trinkwasserversorgungsleitung DN 150

unterirdische Abwasserleitung

Nachrichtliche Übernahmen

P R Ä A M B E L 
Aufgrund des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB), der §§ 56, 97 und 98 der Niedersächsi-
schen Bauordnung und der §§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat 
der Gemeinde Alfhausen diesen Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und den nachstehenden 
textlichen Festsetzungen, in der Sitzung am  09.05.2012  als Satzung beschlossen. 
 
P L A N U N G S R E C H T L I C H E     F E S T S E T Z U N G E N 
(§ 9 BauGB i. V. m. BauNVO) 
1.  Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 Als Art der baulichen Nutzung werden Sondergebiete (SO) gemäß § 11 BauNVO festgesetzt. Diese werden 

wie folgt untergliedert.  
1.1 Das Sondergebiet Reitsport, Outdoor-Freizeitaktivitäten, Ferienhäuser (SO 1) dient vorwiegend der 

Unterbringung von Einrichtungen für den Reitsport und der Freizeitnutzung sowie der sonstigen 
landwirtschaftlichen Nutzung. Zulässig sind 
• Gebäude für die Haltung und Bewegung von Pferden; 
• Gebäude und bauliche Anlagen für sonstige Outdoor-Freizeitaktivitäten; 
• maximal 3 Ferienhäuser mit insgesamt maximal 6 Ferienwohnungen und zugehöriger Freiraum-

gestaltung (z. B. Wasserflächen, Geländemodellierung etc.); 
• maximal 2 Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen; 
• Stellplätze für Kfz und Pferdeanhänger; 
• sonstige landwirtschaftliche Anlagen und Nutzungen. 

1.2 Das Sondergebiet reitsportbezogene Büro-, Verwaltungs- und Betriebseinrichtungen (SO 2) dient 
vorwiegend der Unterbringung von nicht wesentlich störenden Einrichtungen zur Unterhaltung und 
Bewirtschaftung des Reitbetriebes sowie der sonstigen landwirtschaftlichen Nutzung. Zulässig sind 
• dem Pferdesport zugeordnete Geschäfts-, Büro-, Betriebs- und Verwaltungsgebäude; 
• bauliche Anlagen für die Haltung und Bewegung von Pferden; 
• eine Wohnung für Betriebsinhaber und Betriebsleiter; 
• Stellplätze für Kfz und Pferdeanhänger; 
• sonstige erforderliche Nebenanlagen entsprechend §§ 12 u. 14 BauNVO; 
• sonstige landwirtschaftliche Anlagen und Nutzungen. 

1.3 Das Sondergebiet Reitplatz (SO 3) dient vorwiegend der Unterbringung von baulichen Anlagen und 
Einrichtungen für den Reitsport sowie der sonstigen landwirtschaftlichen Nutzung. Zulässig sind 
• Anlagen und Bauten zur Einrichtung von Parcours und zur Durchführung von Reitturnieren (z.B. auch 

Tribünen, Hindernisse und Wasserflächen); 
• sonstige erforderliche Nebenanlagen entsprechend §§ 12 u. 14 BauNVO; 
• sonstige landwirtschaftliche Anlagen und Nutzungen. 

1.4 Werbeanlagen sind ausschließlich nur an der Stätte der Leistung zulässig. 
 

2.  Maß der baulichen Nutzung nach § 9 Abs. 1 Ziffer 1 BauGB i. V. mit §§ 16 und 19 BauNVO 
2.1  Im Sondergebiet SO 1 ist eine maximale Grundfläche von 2.500 m² zulässig. 
2.2  Im Sondergebiet SO 2 ist eine maximale Grundfläche von    500 m² zulässig. 
2.3  Im Sondergebiet SO 3 ist eine maximale Grundfläche von 1.500 m² zulässig. 
2.4  Die maximal zulässige Grundfläche darf gemäß § 19 Abs. 4 BauNVO von Garagen / Carports und Stellplät-

zen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie den baulichen Anlagen unterhalb 
der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, um bis zu 30 % überschritten 
werden, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt werden:   
Stellplätze und Zufahrten sind ganzheitlich wasserdurchlässig zu befestigen, z. B. mit breitfugig verlegtem 
Pflaster oder Rasengittersteinen (mit mindestens 25 % Fugenanteil) oder Schotterrasen. Garagen / Car-
ports gem. § 12 BauNVO und Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO mit Flachdächern sowie bauliche Anla-
gen unterhalb der Geländeoberfläche sind dauerhaft flächendeckend zu begrünen.  
Auf die zulässig Grundfläche werden bauliche Anlagen, die keine Bodenversiegelung verursachen (z.B. ein 
nichtüberdachter Reitplatz mit wasserdurchlässiger Oberfläche) nicht angerechnet. 

2.5  Die Höhe des fertigen Erdgeschossfußbodens darf, gemessen von Oberkante gewachsene Geländeober-
fläche bis Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden, in der Mitte des Gebäudes 1,00 m nicht überschreiten. 

2.6  Die Firsthöhe bzw. maximale Gebäudehöhe (höchster Punkt Oberkante Dachhaut) wird auf maximal 
12,00 m über Oberkante fertiger Erdgeschossfußboden festgesetzt. Eine Überschreitung der maximal zu-
lässigen Gebäudehöhe um maximal 2,0 m für technisch erforderliche, untergeordnete Bauteile (z.B. 
Schornsteine, technische Aufbauten für Aufzüge) ist ausnahmsweise zulässig. 

2.7  Die zulässige Anzahl der Vollgeschosse wird auf 2 begrenzt. 
 

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB - §§ 22 BauNVO) 
3.1 Die Bauweise wird für das Sondergebiet 1 als abweichende (a) und für das Sondergebiet 2 als offene Bau-

weise (o) festgesetzt. 
 
 4. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
4.1 Innerhalb der ausgewiesenen Sondergebiete (SO) sind die zur ordnungsgemäßen Erschließung sowie zur 

Ver- und Entsorgung erforderlichen öffentlichen und privaten Verkehrsflächen ausdrücklich zulässig.  
 

5.  Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagwasser (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)  
5.1 Das anfallende und durch Immissionen als wenig belastet geltende Niederschlagswasser von Dachflächen, 

Terrassen und Stellplätzen ist, soweit wie möglich und dies die Untergrundverhältnisse zulassen, in den 
Untergrund zu versickern. Hierbei ist das DWA-Regelwerk (Arbeitsblatt DWA-A 138) zu beachten. Die 
Errichtung eines Speichers und die Entnahme von Brauchwasser bleiben hiervon unberührt. 

 

6.  Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)   

6.1 Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
„A“ mit der besonderen Zweckbestimmung - Extensivgrünland mit naturnahem Feldgehölz - dient dem 
Schutz der hier bestehenden Lebensräume und der Entwicklung artenreicherer Vegetationsbestände auf 
der Grünlandfläche durch extensive Nutzung.  
Die Grünlandfläche ist 1 - 2 mal jährlich ab dem 01.06. zu mähen oder extensiv zu beweiden mit maximal 
1,0 GV/ha. Bei einer Beweidung ist jährlich nach dem 01.10. ein Pflegeschnitt vorzunehmen. 
Düngung und Pestizideinsatz sind nicht zulässig. Ein Ausbau der bestehenden Entwässerungsvorkehrun-
gen sowie Abgrabungen oder Aufschüttungen sind ebenfalls nicht zulässig. Eine Einzäunung mit einer Höhe 
von bis zu 1,3 m über Gelände ist zulässig. 

6.2 Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
„B“ mit der besonderen Zweckbestimmung - Niedermoor / Sumpf mit Gebüsch - dient dem Schutz der hier 
bestehenden Lebensräume und der Förderung der lichtliebenden Niedermoor- / Sumpfvegetation. Die Ge-
hölzbestände sind alle 5 - 10 Jahre „Auf-den-Stock-zu-setzen“. Das anfallende Schnittgut ist abzufahren. 
Die krautige Niedermoor- / Sumpfvegetation ist ansonsten der Sukzession zu überlassen. Düngung und 
Pestizideinsatz sind nicht zulässig. Das Anpflanzen von Vegetation sowie das Ausbringen von Saatgut ist 
nicht zulässig. Ein Ausbau der bestehenden Entwässerungsvorkehrungen sowie Abgrabungen oder Auf-
schüttungen sind ebenfalls nicht zulässig. 
Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist der Rückschnitt 
nur in der Zeit vom 01.10. bis zum 01.03. zulässig, dabei sind Beeinträchtigungen der Niedermoor- / Sumpf-
vegetation soweit möglich zu vermeiden. Eine Einzäunung mit einer Höhe von bis zu 1,3 m über Gelände ist 
zulässig. 

6.3  Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
„C“ mit der besonderen Zweckbestimmung - Erhalt einer Feldhecke - dient dem Schutz, dem Erhalt und 
der Entwicklung einer vorhandenen Feldhecke. Sie ist vor erheblichen Beeinträchtigungen zu schützen. 
Düngung und Pestizideinsatz sind nicht zulässig. Maßnahmen der Gewässerunterhaltung sind zulässig. Ein 
Ausbau der bestehenden Entwässerungsvorkehrungen sowie Abgrabungen oder Aufschüttungen sind e-
benfalls nicht zulässig. Fachgerechte Schnittmaßnahmen d.h. ein „Auf-den-Stock-setzen“ alle 5 - 10 Jahre, 
bei Erhalt ausschlagfähiger Wurzelstöcke bleiben zulässig. Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigungen 
von Fortpflanzungs- und Ruhestätten ist ein Rückschnitt nur in der Zeit vom 01.10. bis zum 01.03. zulässig. 

6.4 Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
„D“ mit der besonderen Zweckbestimmung - Uferstreifen entlang der Ueffelner Aue - dient dem Gewässer-
schutz, der ordnungsgemäßen Gewässerunterhaltung und als naturnahes Element für den Biotopverbund. 
Entlang der Ueffelner Aue ist für die Gewässerunterhaltung ein 10 m breiter Streifen freizuhalten. Mindes-
tens 20 % der sonstigen Fläche sind mit standortheimischen Laubgehölzen zu bepflanzen. In der Fläche ist 
zudem die Anlage eines Reitweges mit einer Breite von bis zu 4,0 m in wasserdurchlässiger Bauweise 
(Sand-, Kies- oder Schotterweg) zulässig.  
Die Restflächen sind als Grünland anzulegen und zu erhalten und maximal 1 bis 2 mal jährlich zu mähen. 
Düngung und Pestizideinsatz sind - wenn sie nicht unmittelbar oder mittelbar dem Hochwasserschutz die-
nen - nicht zulässig. Ein Ausbau der bestehenden Entwässerungsvorkehrungen ist nicht zulässig. 

6.5 Das anfallende und durch Immissionen als wenig belastet geltende Niederschlagswasser von Dachflächen 
ist, soweit wie möglich und dies die Untergrundverhältnisse zulassen, in den Untergrund zu versickern. 
Hierbei ist das DWA-Regelwerk (Arbeitsblatt DWA-A 138) zu beachten. 

 

7.  Zuordnung von Ausgleichsmaßnahmen (§ 9 (1a) BauGB) 
Mit der Aufstellung dieses Bauleitplanes werden Eingriffe in den Naturhaushalt vorbereitet. Die externe 
Kompensation erfolgt auf zwei unmittelbar nördlich angrenzenden Ersatzflächen. Hier werden die CEF- 
Maßnahmen für den Weißstorch und die Anatiden vorgenommen sowie das Kompensationsdefizit ausge-
glichen. Die Gemeinde Alfhausen stellt folgende Flurstücke zur Verfügung: 
 

Gemeinde Gemarkung Flur Flurstück Gesamtgröße  
[m²] 

Bereitgestellte Teilfläche  
[m²] 

Alfhausen Alfhausen 2 19/1 (tlw.) ca. 12.080 gem CAD ca. 9.086 
Alfhausen Alfhausen 2 21 7.066 7.066 
Summe     ca. 16.152 

 

Die Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich an anderer Stelle, also außerhalb der Grundstücke, auf denen 
Eingriffe zu erwarten sind, werden den Eingriffsgrundstücken im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes 
gem. § 9 Abs. 1a Satz 2 BauGB im Ganzen zugeordnet. 

 

Planunterlage Geschäftszeichen:  P 11012 
Kartengrundlage: Liegenschaftskarte 1:1.000 

Quelle: Auszug aus den Geobasisdaten der Niedersächsischen  
Vermessungs- und Katasterverwaltung  © 2011 

Landkreis: 
Gemeinde: 
Gemarkung: 
Flur: 
Maßstab: 

Osnabrück-Land 
Alfhausen 
Alfhausen 
2 
1:1.000 

Die dieser Planunterlage zu Grunde liegenden Angaben des amtlichen Vermessungswesens sind nach § 5 des Nieder-
sächsischen Gesetzes über das amtliche Vermessungswesen vom 12.12.2002, Nds. GVBl. 2003, S. 5, geschützt. Die 
Verwertung für nichteigene oder wirtschaftliche Zwecke und die öffentliche Weitergabe ist nicht zulässig. 
Die Planunterlage entspricht dem Inhalt des Liegenschaftskatasters und dem Ergebnis des örtlichen Feldvergleiches. Sie 
weist die städtebaulich bedeutsamen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach (Stand vom 19.10.2011). 
Sie ist hinsichtlich der Darstellung der Grenzen und der baulichen Anlagen geometrisch einwandfrei. Die Übertragbarkeit 
der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 
 

Angefertigt durch DIPL.-ING. KLAUS ALVES 
 Öffent lich bestell ter  Vermessungsingenieur  
 zugelassen für  das Land Niedersachsen  
 

 
Quakenbrück, den  ....................  
 
 
 .................................................. 
 Öffentl. best. Verm.-Ing. 
 

 

 
Amtssiegel 

 
Ö R T L I C H E     B A U V O R S C H R I F T E N  
(§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. §§ 56 u. 98 NBauO) 
1. Die Dachausbildung muss als Sattel-, Walm- oder Krüppelwalmdach erfolgen. Garagen gem. § 12 BauNVO 

und Nebengebäude gem. § 14 BauNVO können auch mit Flachdach errichtet werden. 
 

2. Einfriedungen sind nur bis zu einer Höhe von 1,50 m inklusive Übersteigschutz zulässig.  
 

3.  Aufschüttungen und Abgrabungen sind im SO1 bis zu einer Höhe/Tiefe von 2,0 m und im SO3 bis zu einer 
Höhe/Tiefe von 1,0 m zulässig. 

 
 
Alfhausen, den  ......................... 
 
 
............................................................. 
Bürgermeister  
 

 
 
BEBAUUNGSPLAN  NR.  37   
„SONDERGEBIET  REITER-  UND  FREIZEITHOF  ALFSEE“ 
 
- MIT  BAUGESTALTERISCHEN  FESTSETZUNGEN -  
 
GEMEINDE  ALFHAUSEN 
 
SAMTGEMEINDE  BERSENBRÜCK  /  LANDKREIS  OSNABRÜCK 
 
Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am 
09.08.2010  die Aufstellung des Bebauungsplanes  
beschlossen.  
Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 
BauGB am  01.07.2011  ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Alfhausen, den  ....................   
 
 
 
............................................. 
Bürgermeister 

Der Satzungsbeschluss (§ 10 Abs. 1 BauGB) des Bebau-
ungsplanes ist gem. § 10 Abs. 3 BauGB am  ....................  
im Amtsblatt für den Landkreis Osnabrück bekannt ge-
macht worden. Der Bebauungsplan ist damit am  
....................  rechtsverbindlich geworden. 
 
Alfhausen, den  ....................   
 
 
 
.............................................. 
Bürgermeister 

Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am  
09.08.2010  die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB beschlossen. Ort und Dauer der öffentlichen Aus-
legung wurden am  23.01.2012  ortsüblich bekannt ge-
macht. 
Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Entwurfsbe-
gründung haben vom  31.01.2012  bis einschl.  
02.03.2012  gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgele-
gen. 
 
Alfhausen, den  ....................   

Innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung des Be-
bauungsplanes ist die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften (Beachtlichkeit gemäß §§ 214 und 215 
BauGB) beim Zustandekommen des Bebauungsplanes 
nicht geltend gemacht worden. 
 
Alfhausen, den  ....................   
 
 
 
.............................................. 
Bürgermeister 

 
 
 
................................................... 
Bürgermeister 

 

Der Rat der Gemeinde hat in seiner Sitzung am  
....................  dem geänderten Entwurf des Bebauungs-
planes und der Entwurfsbegründung zugestimmt und die 
erneute Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und 3 BauGB be-
schlossen. Ort und Dauer der 2. öffentlichen Auslegung 
wurden am  ....................  ortsüblich bekannt gemacht.  
Der Entwurf des Bebauungsplanes und die Entwurfsbe-
gründung haben vom  ....................  bis einschl.  
....................  gem. § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgele-
gen. Anregungen und Bedenken können nur zu den ge-
änderten bzw. ergänzten Teilen vorgebracht werden. 
 
Alfhausen, den  ....................   
 
 
 
.............................................. 
Bürgermeister 

 

Der Rat der Gemeinde hat den Bebauungsplan - mit Bau-
gestalterischen Festsetzungen - nach Prüfung der Beden-
ken und Anregungen (§ 3 Abs. 2 BauGB) in seiner Sit-
zung am  09.05.2012  als Satzung gem. § 10 Abs. 1 
BauGB sowie die Begründung beschlossen. 
 
Alfhausen, den  ....................   
 
 
 
.................................................. 
Bürgermeister 

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde ausgearbeitet 
vom: 
 
 
 
 
 
 
 
 
Osnabrück, den 09.11.11 / 02.12.11 / 06.12.11 / 09.12.11 
 21.12.11 / 19.01.12 / 30.03.12 

 

N A C H R I C H T L I C H E     Ü B E R N A H M E N 

1. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können 
u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen 
u. Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 
Abs. 1 des Nds. Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) meldepflichtig und müssen der Denkmalbehörde 
der Stadt und des Landkreises Osnabrück (Stadt- und Kreisarchäologie, Lotter Str. 2, 49078 Osnabrück, 
Tel. (0541) 323-2277 oder 4433) unverzüglich gemeldet werden.  
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Bodenfunde und Fundstellen 
sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu 
lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fort-
setzung der Arbeiten gestattet. 

 

2. Innerhalb der 20 m tiefen Bauverbotszone gemäß § 24 (1) NStrG entlang der Landesstraße 76 (gemes-
sen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn der L 76) dürfen Hochbauten nicht errichtet werden. 
Das gilt auch für Werbeanlagen sowie Garagen und überdachte Stellplätze im Sinne von § 12 BauNVO 
und Nebenanlagen im Sinne von § 14 (1) BauNVO.   
Innerhalb der 40 m tiefen Baubeschränkungszone gemäß § 24 Abs. 2 NStrG dürfen keine Werbeanla-
gen errichtet werden. Hiervon ausgenommen ist lediglich Werbung am Ort der Leistung, die unbescha-
det baurechtlicher Genehmigungen der Zustimmung des Straßenbaulastträgers der L 76 bedarf. 

 

3. Die Baugrundstücke, soweit sie unmittelbar an die Bundesstraße 68 angrenzen, sind entlang der 
Straßeneigentumsgrenze mit einer festen lückenlosen Einfriedigung zu versehen und in diesem Zustand 
dauernd zu erhalten (§ 24 NStrG in Verbindung mit Nr. 2 der Zufahrtenrichtlinien und § 15 NBauO). 

 

4. Der Artenschutz gemäß § 44 BNatSchG ist auf der Umsetzungsebene (der Realisierung der 
Bauvorhaben) sicherzustellen. Zur Vermeidung erheblicher Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und 
Ruhestätten sollte z. B. die Beseitigung von Gehölzbeständen und etwaigen Feuchtbiotopen 
ausschließlich in der Zeit vom 01.10. bis zum 28.02. erfolgen. Erhebliche Beeinträchtigungen der 
Lebensstätten von Vögeln und Fledermäusen könnten so weitgehend vermieden werden. 
Gegebenenfalls ist zu prüfen, ob andere Vermeidungs- oder Ausgleichsmaßnahmen infrage kommen 
oder ob artenschutzrechtliche Ausnahmen gemäß § 45 BNatSchG beantragt werden müssen. 

 
 
H I N W E I S E 

1. Bei Tiefbauarbeiten ist auf vorhandene Versorgungsanlagen Rücksicht zu nehmen, damit Schäden und 
Unfälle vermieden werden. Im Bedarfsfall sind die jeweiligen Versorgungsträger um Anzeige der erd-
verlegten Versorgungseinrichtungen in der Örtlichkeit zu bitten. Schachtarbeiten in der Nähe von Ver-
sorgungseinrichtungen sind von Hand auszuführen. 

 

2. An das Gebiet grenzen teilweise landwirtschaftliche Nutzflächen an, aus denen es zeitweise auch im 
Zuge der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung der Flächen zu Geruchs-, Geräusch- und Staubemmissio-
nen kommen kann. Diese sind als ortsüblich hinzunehmen.  

 

3. Von der Bundesstraße 68 gehen Emissionen aus ausgehen. Für die neu geplanten Nutzungen können 
gegenüber dem Träger der Straßenbaulast keinerlei Entschädigungsansprüche hinsichtlich Immissions-
schutz geltend gemacht werden. 

 

4. Zur Sicherung von Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-
schaft ist grundsätzlich die DIN 18920 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz von Bäumen, 
Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ einzuhalten. (Diese DIN-Norm regelt 
den Schutz von Vegetation und Boden bei Baumaßnahmen. Von zentraler Bedeutung ist in diesem Zu-
sammenhang die Errichtung von Schutzzäunen als Sicherung vor Befahren und Ablagerungen. Während 
der gesamten Bauphase ist hiernach u. a. der gesamte Kronentraufbereich zuzüglich 1,5 m einzuzäu-
nen.) 

 

5. In den Bereichen, in denen ein Zu- und Ausfahrtsverbot festgesetzt ist, müssen die Baugrundstücke mit 
einer festen lückenlosen Einfriedung entlang der Straßengrundstücksgrenze versehen und in diesem
Zustand dauernd erhalten werden. 

 

6. Bei der Versickerung des anfallenden nicht belasteten Oberflächenwassers auf den Grundstücken ist 
das DWA-Regelwerk - Arbeitsblatt DWA-A 138 (Ausgabe 04/2005) - zu beachten. 

 

7. Zur Gewährleistung eines ausreichenden Brandschutzes sind die Bestimmungen des Arbeitsblattes 
W 405 (Ausgabe 02/2008) der Techn. Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e. V. 
(DVGW) einzuhalten.  


